Der Senator fur Umwelt, Bau und Bremen, den 20.12.2016
Verkehr

Herstellung eines naturnahen Gewaéassers in Bremen — Osterholz, Scholener Str.

Vorprufung der UVP-Pflicht

1 Allgemeines:

e Vorhabentrager:
Interhomes AG

e Vorhaben:
Wasserrechtliches Planverfahren fur die Herstellung eines Gewassers mit Ruickhalte-
funktion in Bremen — Osterholz, Scholener Str.

e Kurzbeschreibung:

Die Interhomes AG projektiert auf dem Erschliel3ungsgebiet E 1000 sudlich der Scho-
lener StralRe in Bremen Osterholz ein Wohngebiet mit 89 Wohneinheiten als Reihen-
hauser. Dieses Gebiet wird im Bebauungsplan 2329 als Allgemeines Wohngebiet
ausgewiesen. Im oOstlichen Planbereich befindet sich eine Wiese. Eigentimer ist die
Stadtgemeinde Bremen, Sondervermdgen Infrastruktur Teilbereich Grin. Auf einer
Teilflache dieser Wiese soll ein naturnahes Gewasser hergestellt werden, das einer-
seits die Funktion der fir das Wohngebiet erforderlichen Regenrickhaltung Giberneh-
men soll und andererseits gleichzeitig der Aufwertung der Griinflache dient. In dem
Gewasser werden die Niederschlagswasserabfliisse zwischengespeichert, um dann
gedrosselt ins Holler Fleet eingeleitet zu werden.

Insbesondere die folgenden baulichen Mal3hahmen sind vorgesehen:

¢ Herstellung eines naturnahen und flachen Gewassers mit einer OberflachengréRe
von ca. 1.000 m?, einer Tiefe von 0,75m und einem Stauvolumen von ca. 183 m3.

¢ Herstellung einer abgestuften Boschung, so dass sowohl dauerhaft nasse als auch
wechselfeuchte und trocken fallende Uferbereiche entstehen.

e Initialbepflanzung der Gewasserrander mit Rohrichtarten und Strauchweiden

e Schieberschacht zur Absperrung des Kanalnetzes inkl. Boschungsstick DN 500 aus
Beton mit Schutzgitter



e Uberlaufschwelle aus Eichenspundbohlen, um die Einleitung in das Holter Fleet zu
drosseln, inkl. Betonrohr DN500 mit Schutzgitter

2 Rechtsgrundlagen

Fur die Herstellung, die Beseitigung und die wesentliche Umgestaltung eines Gewassers
oder seiner Ufer ist gemal3 88 67 und 68 Abs. 1 WHG eine wasserrechtliche Planfeststel-
lung erforderlich. Gemal3 § 68 Abs. 2 kann fiir einen nicht UVP-pflichtigen Gewasseraus-
bau eine Plangenehmigung erteilt werden.

Nach § 3a Satz 1 UVPG ist auf Antrag des Vorhabentragers bzw. nach Abgabe der Unter-
lagen auf Antrag eines wasserrechtlichen Planfeststellungsverfahren von der zustandigen
Behorde festzustellen, ob fur ein Vorhaben nach den 88 3b bis 3f UVPG eine Verpflich-
tung zur Durchfihrung einer Umweltvertraglichkeitsprifung (UVP) besteht.

Bei der beantragten Mal3hahme handelt es sich gemafd Nr. 13.18.2 der Anlage 1 zu 8 3
Abs. 1 UVPG um ein Vorhaben, fur welches hinsichtlich des Erfordernisses einer Umwelt-
vertraglichkeitsprifung eine standortbezogene Vorprifung des Einzelfalls erforderlich ist.

Nach 8 3c UVPG héngt das Erfordernis einer UVP von dem Ergebnis einer allgemeinen
Vorpriufung des Einzelfalls ab. Eine UVP ist nur dann durchzuftihren, wenn das Vorhaben
nach Einschéatzung der zustéandigen Behdrde aufgrund einschlagiger Prifung unter Be-
ricksichtigung der in der Anlage 2 zum UVPG aufgefiihrten Kriterien erhebliche nachteili-
ge Umweltauswirkungen haben kann, die nach 8§ 12 UVPG zu berucksichtigen waren.

Unterlagen, die der Vorprufung zu Grunde liegen:

e Antrag des Vorhabentragers vom 03.11.2016.

3 Umweltauswirkungen

Der Vorhabentrager hat am 13.12.2016 Unterlagen zur Vorprufung der UVP-Pflicht mit
einer Beschreibung des Vorhabens vorgelegt. Das Vorhaben wurde anhand dieser An-
tragsunterlagen im Hinblick auf mégliche Umweltauswirkungen bewertet.

Die Vorprifung moglicher Umweltauswirkungen gem. § 3c Satz 1 i. V. m. Anlage 2 Num-
mer 1 und 3 UVPG ergibt folgendes:

(1) Die geplante MaBnahme liegt im Geltungsbereich des giltigen Bebauungsplans
2329 und entspricht dessen Festsetzungen. Nach 8§ 18 Abs. 2 des Gesetzes Uber
Naturschutz und Landschaftspflege — Bundesnaturschutzgesetz (BNatSchG) i. V. m.
§ 30 Baugesetzbuch (BauGB) finden die Vorschriften nach 88§ 14 bis 17 BNatSchG
(Eingriffsregelung) keine Anwendung.



(2)

3)

(4)

(5)

(6)

4

Naturschutzrechtliche Schutzgebiete (Landschaftsschutzgebiete, Naturschutzgebie-
te, FFH-Gebiete, Vogelschutzgebiete etc.) sind durch das Vorhaben nicht betroffen.

Im Vorhabengebiet kommen Fledermause vor. Mdgliche Fortpflanzungs- oder Ruhe-
statten von Fledermé&usen sowie Baume mit Bruthdhlen oder Horsten bleiben erhal-

ten. Diese Flachen wurden bereits im Bebauungsplanverfahren als nicht Gberbauba-
re Grundstlicke festgesetzt. Weitere Habitatstrukturen, die auf das Vorkommen wei-

terer artenschutzrechtlich relevanter Tierarten hindeuten, liegen nicht vor.

Im Plangebiet sind 21 nach der Bremer Baumschutzverordnung geschuitzte Baume
vorhanden. Alle geschutzten und sonstigen Baume, die sich im Planbereich sowie
auf direkt angrenzenden Grundstiicken befinden, werden erhalten. Beeintrachtigun-
gen von Kronen- und Wurzelbereich der Baume werden durch geeignete Mal3nah-
men vermieden. Die Wiese wird durch die naturnahe Herstellung des Gewassers
aufgewertet. Nachteilige Auswirkungen auf Natur und Landschaft sind daher nicht zu
erwarten.

Mogliche Larmimmissionen wahrend des Gewasserausbaus sind im Rahmen der
Bautatigkeiten im angrenzenden Baugebiet zu vernachlassigen. Technisch mogliche
und wirtschaftliche Malinahmen zur Minimierung der La&rmimmissionen werden be-
ricksichtigt.

Der Gewasserausbau beschrankt sich auf die dstlich an das Baugebiet angrenzende
Wiese. Das Gewasser wird eine Flache von ca. 1.000 m? umfassen. Als weiteres
Vorhaben mit moglichen kumulierenden Umweltauswirkungen ist das Baugebiet mit
der Wohnbebauung zu nennen, das den Gewasserausbau planerisch mit beriicksich-
tigt. Die Grol3e des Vorhabens lasst keine erheblichen Umweltauswirkungen erwar-
ten.

AbschlieRende Gesamteinschatzung:

Das Ergebnis der Vorprifung ergibt nach gesamthafter Betrachtung aller Auswirkungen
des Vorhabens auf die Umwelt, dass das vorliegende Vorhaben voraussichtlich keine er-
heblichen nachteiligen Umweltauswirkungen haben wird und daher eine Umweltvertrag-
lichkeitsprufung nicht erforderlich ist.

Gem. 8§ 3a UVPG ist die Feststellung nicht selbstandig anfechtbar. Zudem ist die Feststel-
lung der Offentlichkeit zuganglich zu machen. Sie wird hiermit durch Bekanntmachung im
Internet offentlich zuganglich gemacht.

Ao~

Lange



	1 Allgemeines:
	2 Rechtsgrundlagen
	3 Umweltauswirkungen
	4 Abschließende Gesamteinschätzung:

